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Regierung stellt ein Gespräcf/rtfit allen interessierten Kreisen über Sinn und Unsinn von lanungsnormen in Aussicht 
Fast zwei Jährzehnte lang beteten M 

verantwortlichen Politiker inbezugauf 
den Bau und den Ausbau v o n  Stessen 
fast kritiklos den Planern nacb. Entschei­
dend für neue Strassenzüge wa^n weni­
ger die wirklichen Bedürfnisse der An­
wohner, als viel mehr die Sogenannten 
Normen der Planer. Nonnen übrigens, 
von denen niemand genaa sagen kann, 
wer sie eigentlich aufgestellt hat und war­
um sie unbedingt verbindlich sind. Ange­
sichts einer sich wandelnden Mentalität in 
der Bevölkerung jnbezug auf Monster-
Strassenprojekte und wohl auch unter 
dem wachsenden Druck der Öffentlich­
keit, will die Regierung nun die Initiative 
für ein allgemeines Überdenken der 
Strassenbaupolitik ergreifen. 

Diese Zusicherung machte der Regie­
rungschef anlässlich des Pressegesprächs 

• Auf einen Blick <v 
Das VOLKSBLATT muss zuerst 

eine traurige Premiere vermelden. 
Erstmals seit wir uns erinnern kön­
nen, hat.jemand unter falschem Na­
men und mit gefälschter Unter­
schrift einen Leserbrief einge­
schickt. Die Betroffenen: Jens Ditt-
mar aus Nendeln und das Restau­
rant Palazoles in Balzers. Der Le­
serbrief-Fälscher hat keinen Grund, 
stolz auf sich zusein. (Seite 2) 

Jahre-, ja jahrzehntelang hat man 
die Strassen so* gebaut, dass sie 
möglichst viele Autos bequem von 
einem Ort zum anderen bringen 
konnten. Auf  die. übrige Umwelt 
wurde (nicht nur  bei uns) kaum ge­
ächtet. Dies soll sich jetzt endlich 
ändern. Auf Drängen der Öffent­
lichkeit und der LGU will die Re­
gierung die Strassenbaupolitik über­
denken. (Seite 1) 

Wenn die Regierung den Jahres­
bericht irgendeines Amtes ohne 
Kommentar «zur Kenntnis nimmt», 
dann wird daraus eine Meldung für 
die Presse. Wenn sie im Zusammen­
hang mit der sogenannten Kunst­
haus-Initiative gegen eine Be­
schwerde des Initiativkomitees ent­
scheidet, schweigt sie sich aus. Selt­
same Methoden der Informations­
politik. (Seite 1) 

Zwei Meldungen aus unserer ge­
werblichen Wirtschaft: am Montag 
versammelten sich auf Initiative von 
Josef Kalberer («Schlüssel» Mels) 
15 von 40 ehemaligen Real-Lehrlin-
gen überraschend bei ihrem frühe­
ren Patron (Seite 3). - In Schaan 
versucht Frau Christine Wohlwend 
mit einem Spezialgeschäft für 
Kunsthandwerkliches eine Markt­
lücke zu schliessen (Seite 2). 

Die Weltmeisterschaften 1983 der  
Radrennfahrer finden sozusagen 
unmittelbar vor unserer Haustüre, 
in Altenrhein, statt. Viele Rad­
sportfans aus unserem Lande wer­
den am Samstag und Sonntag live 
dabei sein und die Daumen insbe­
sondere für die liechtensteinischen 
Teilnehmer Andreas Clavadetscher 
(Amateur) und Sigi Hermann (Pro­
fis) halten. Näheres im Sportteil. 

(Seite 7) 
• 

Eine der mysteriösesten Flug­
zeugentführungen der letzten Jahre 
fand gestern in Teheran ein unbluti­
ges Ende. Die am Samstag nach 
dem Start in Wien entführte Air-
France-Maschine, die nach vielen 
Irrflügen im Iran landete, wurde 
von ihren Entfuhrern aufgegeben. 
Die Geiseln und die Mitglieder der 
Besatzung..sind frei. Wir verweisen 
auf unsere Meldungen im Ausland­
teil. (Seite 16) 

Die Strassenbaupolitik unseres Landes soll (endlich!) neu Überdacht werden. Die 
Benderer Strasse (unser Bild), ist nach Meinung der Regierung bereits, ein positives 
Beispiel für  die neuen Grundsätze, die beim Ausbau unseres Strasseniietzes Anwen­
dung finden. Die Strasse wurde weniger gross ausgebaut als ursprünglich vorgesehen 
war. 

Strassenraumbericht liegt vor 
Wie man am Pressegespräch erfahren 

konnte, hat die Regierung schon vor eini­
ger Zeit bei einem «jungen Architekten» 
(so der Regierungschef) einen Strassen­
raumbericht in Aufträg gegeben; Dieser 
Bericht liegt jetzt vor und enthält Vor­
schläge wie man Überbreiten von Stras­
sen, Dorfeinfahrten und Plätze mit ge­
stalterischen Mitteln verschönern könne 
(Bepflanzungen etc.). Die Regierung 
wird diesen Bericht der nächsten Vorste­
herkonferenz unterbreiten und dann eine 
Gesprächsrunde über den Strassenbau in 
Liechtenstein anvisieren. Eine solche 
«Konferenz» sei auch der Liechtensteini­
schen Gesellschaft für Umweltschutz 
(LGU) in Aussicht gestellt worden. 

Jedenfalls scheint eine Rückbesinnung 
auf Kriterien der Vernunft stattzufinden. 
Zweifellos ein begrüssenswerter Schritt. 
Auch wenn es lange genug gedauert hat, 
bis die Regierung die Zeichen der Zeit 
ernst nimmt und ihre Politik allmählich 
den Forderungen der Öffentlichkeit an­
zupassen beginnt. 

Projekt für ein 
neues 

Als Hochbauvorhaben von erster 
Priorität plant die Regierung in ab-
sehbarer'Zeit den Bau eines neuen 
Gefängnisses, das möglicherweise 
als Gemeinschaftsgebäude auch für 
die Unterbringung der Polizei­
dienststellen konzipiert sein wird. 

Wie Regierungschef Brunhart an­
lässlich des August-Pressegesprächs 
am Dienstag bestätigte, sind die 
heutigen Verhältnisse im Vaduzer 
Gefangenhaus nicht mehr geeignet, 
um insbesondere drogenabhängigen 
Insassen gerecht zu werden. Fälle 
von Drogenmissbrauch durch Ge-

- fängnisinsassen während der Haft,  
haben in den letzten Wochen auch 
öffentlich Aufsehen erregt. 

Bis zur Realisierung eines Ge­
fängnisneubaus erhofft sich die Re­
gierung eine gewisse Entlastung 
durch den Häftlings-Unterbrin-
gungsvertrag mit Österreich. Dieser 
Vertrag tritt heute Donnerstag in 
Kraft. 

vom Dienstag dieser Woche, nachdem er  
mit der Frage konfrontiert wurde, ob es 
tatsächlich stimme, dass Gemeinden Sub­
ventionen für den Bau bestimmter Stras­
sen nur dann genehmigt worden seien, 
wenn diese Strasse eine den Normen ent­
sprechende Mindestbreite aufgewiesen 
hätten. Mit anderen Worten: mittels ihrer 
Subventionspolitik hätte die Regierung 
demnach die Gemeinden geradezu ge­
zwungen, bestimmte Strassen breiter und 
unter Einsatz von mehr Boden zu bauen, 
als dies beabsichtigt gewesen wäre. 

Man sieht die Dinge heute anders 
Regierungschef Brunhart stellte in Ab­

rede, dass die Regierung Strassenbau-
Subventionen aus den vorerwähnten 
Gründen je abgelehnt habe. Jedenfalls 
treffe dies für die Zeit zu, seit der  e r  der 
Regierung angehöre (1974). Die in den 
Zeitungen wiederholt angeprangerten, 
negativen Beispiele von überdimensio­
nierten Strassenzügen seien das Ergebnis 
von Projekten, die bereits 10 und mehr 
Jahre zurücklägen und mithin aus einer 
Zeit stammten, in der  dem Strassenver­
kehr noch absolute Priorität eingeräumt 
worden sei. Nicht nur in Liechtenstein. 

Allerdings - darf man (nach Meinung 
des Regierungschefs) heute auch nicht 
von einem Extrem ins andere fallen. Die 
Erschliessung einer Industriezone könne 
beispielsweise nur mittels Strassen erfol­
gen, auf dienen Nutzfahrzeuge, wie sie in 
solchen. Quartieren regelmässig verkeh­
ren müssen, sich ohne Gefahr bewegen 
können. Dies betrifft. sowohl die Breite 
einer Strasse wi£ auch den Kurvenradius. 

Als positive Aspekte des Umdenkens 
in Sachen Strassenbau erwähnte der Re­
gierungschef die Benderer Strasse («die. 
ursprünglich viel breiter geplant war») 
und die Strasse durch das Vaduzer Ober­
dorf, die aus denkmalschützerischen 
Aspekten dem Quartier angepasst wor­
den sei. 

Schirmbildaktion 
nicht vergessen! 
Siehe Ausschreibung im Inseraten­
teil dieseT Ausgabe. 

Grenzüberschreitende Radwege 
Strecke RuggeWFeldkirch-Bangs wird ausgebaut 

Die Regierung nimmt einen Zwischen­
bericht des Landesbauamtes über ein 
liechtensteinisches Radwegnetz zu 
Kenntnis. Dieser Zwischenbericht befasst 
sich mit einem Konzeptsentwurf und den 
darauf erfolgten Stellungnahmen der Ge­
meinden. Zurzeit liegen jedoch noch 
nicht von allen Gemeinden Stellungnah­
men vor. Im Rahmen dieses geplanten 
Konzepts genehmigt die Regierung als 
Sofortmassnahme die Schaffung einer 
grenzüberschreitenden Radwegverbin-
dung im Bereich Ruggell-Landesgrenze. 
Die Kosten des Projektes, das die 
Asphaltierung des Rheindammes auf 
dem 700 Meter langen Teilstück von der 
Mündung des Binnenkanals bis zur Lan­
desgrenze vorsieht, belaufen sich auf 
rund 60000 Franken. 

Seitens der Stadt Feldkirch und des 
Landes Vorarlberg besteht ebenfalls die 
Absicht, den Rheindamm durch Aufbrin­
gen eines Belages - ausgehend vom Zoll­
amt Bangs bis zur Staatsgrenze - den 
Radfahrern zu öffnen. Damit dürfte einer 
baldigen Realisierung der Radwegverbin-

Warurn schwieg sich die Regierung über den ablehnenden Bescheid 
in Sachen Kunsthaus-Initiative aus? ' 

Die wöchentlich erscheinenden Mit­
teilungen aus der Regierungssitzung 
zeichnen sich u.a. dadurch aus, dass sie 
selbst banalste Beschlösse wie bei­
spielsweise die Zurkenntnisnahme die­
ses oder jenes Jahresberichtes als er­
wähnenswertes Ereignis festhalten. 
Umso mehr wundert man sich, dass* 
hingegen so wichtige Beschlüsse, wie 
die Ablehnung einer Beschwerde des 
Initiativkomitees Kunsthaus der Öf­
fentlichkeit niemals offiziell bekanntge-
macht wurden. Der diesbezügliche Re-" 
gierungsbeschluss vom 26. Juni wurde 
erst durch das VOLKSBLATT be­
kannt, welches auf inoffiziellem Weg 
davon erfuhr und am 4. August dar­
über beirichtete. Wie stellt sich die Re­
gierang zu dieser merkwürdigen Form 
der Informationspolitik? 

Im Pressegespräch vom Dienstag 
dieser Woche .räumte der Regierungs­
chef zwar ein, dass man inbezug auf 
eine allfällige Veröffentlichung des ein­
gangs erwähnten Beschlusses zweierlei 
Meinung haben könne, fügte aber so­
fort dazu, dass es bisher nicht üblich 

gewesen sei, als Unterinstanz über der­
artige Beschlüsse zu berichten. 

Umstrittene Argumente. 
Diese Aussage überzeugt vor allem 

aus zwei Gründen doch recht wenig. 
Erstens handelt es sich bei der  soge­
nannten Kunsthaus-Initiative um ein 
Geschäft, das auf aussergewöhnlich 
grosses öffentliches Interesse stösst. 
Denn nicht nur die Kritiker des Kunst­
haus-Projektes, sondern auch die Be­
fürworter verfolgen die diesbezügliche 
Entwicklung mit Spannung und Inter­
esse. Schliesslich geht es hier nicht um 
irgendeinen Bau, sondern um ein Jahr­
hundertwerk im besten Sinne des 
Wortes. 

Die Aussage des Regierungschefs 
steht aber (zweitens) auch inbezug auf 
den Begriff «Unterinstanz» auf eher 
schwachen Beinen. Denn ob die Regie­
rung nur Unterinstartz oder die letzt­
entscheidende Instanz war, hängt nicht 
von ihr selbst, sondern von den Be­
schwerdeführern ab. Es  hätte ja der 
Fall sein können, dass die Beschwerde­
führer sich mit dem ablehnenden Re­

gierungsbescheid zufrieden gegeben 
und auf die Weiterführung des Verfah­
rens zur VBI verzichtet hätten. 

VBI immer noch ohne Unterlagen 
Die Initiativgruppe hat sofort nach 

dem Bekanntwerden des (für sie) nega­
tiven Regierungsentscheides Beschwe­
re bei der  Verwaltungsbeschwerdein­
stanz (VBI) eingereicht. Die VBI 
konnte bislang aber nicht zur Be­
schwerde Stellung nehmen, weil sie bis 
jetzt die notwendigen Unterlagen von 
seiten der Regierung noch gar nicht 
erhalten hat. Dazu Regierungschef 
Brunhart sinngemäss: nachdem das In-
itiatvkomitee das Verfahren zur VBI 
weiterzieht, untersucht die Regierung 
die eingegangene Beschwerde dahinge­
hend, ob allfällige neue Aspekte auf­
tauchen, welche die Regierung veran­
lassen könnten, auf ihren seinerzeitigen 
Beschluss zurückzukommen;Eine dies­
bezüglicheEntscheidung - allenfalls al­
so auch die Weitergabe des Dossiers an 
die VBI - ist nach Aussage des Regie­
rungschefs bis in etwa 14 Tagen zu er­
warten. 

dung Liechtenstein-Vorarlberg nichts 
mehr im Wege stehen. 

In Liechtenstein bestehen heute allein 
entlang von Landstrassen über  20 km aus­
gebaute und markierte Radstreifen. Dar­
über hinaus sind in vielen Gemeinden 
vorhandene Wege als Radwege angelegt 
und signalisiert. Die Ausgangslage für die 
Erarbeitung und den Ausbau eines lan­
desweit zusammenhängenden und auch 
sicheren Radwegnetzes ist aufgrund der  
heute vorliegenden Stellungnahmen de r  
liechtensteinischen Gemeinden positiv. 
Das Konzept für ein landesweites Rad­
wegnetz kam ursprünglich vor allem den 
Bedürfnissen des Familienradwanderns 
entgegen. Mit der Weiterführung dieser 
Arbeiten werden aber auch Möglichkei­
ten eines angenehmen und sicheren Rad­
fahrens zur Schule und zum Arbeitsplatz 
aufgezeigt. 

Durch bauliche und verkehrsorganisa­
torische Massnahmen soll die gegenwärti­
ge Situation für Radfahrer weiter verbes­
sert werden. Als Teilbereich de r  Landes­
planung trägt die Ausarbeitung und Rea­
lisierung eines Radwegkonzeptes darüber 
hinaus zu einer Hebung der Siedlungs­
qualität und einer Verstärkung des Land-" 
schaftsschutzes bei. 

Fastenopfer 1983 
Stolzes Ergebnis von 
230000 Franken 

Die Fastenopfer-Aktion 1983 un-
ter dem Leitmotiv «schaffa, läba, 
teila» erzielte einen ungeahnten Er­
folg und darf als Spitzenergebnis 
eingestuft werden. So erreichte das 
Fastenopfer der  Liechtensteiner 
Katholiken und aller, die sich mit 
diesem Werk solidarisieren, das. 
stolze Ergebnis von 229608,15, 
Franken. Der Tradition des Liech­
tensteiner Fastenopfers entspre­
chend, werden jeweils Liechtenstei­
ner Missionare sowie weitere, spe­
ziell ausgesuchte Vorhaben (z.B.  
Obdachlosenhilfe in Nova Iguaca in 
Südamerika, Fahrräder für Katechi-
sten im Südosten des Sudans und 
dergl. mehr) in der  Dritten Welt 
unterstützt. 

Wir wollen uns dem Dank von 
Dekan Pfarrer Franz Näscher an-
schliessen und allen, die zu diesem 
erstmaligen Ergebnis beigetragen 
haben, ein herzliches «Vergelt's 
Gott» aussprechen. 

Liechtensteiner Fastenopfer 1983 
, PC-KontO 90-7930 


